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ZEITGESPRÄCH

Umstrittene 
Konjunkturmaßnahmen

Die Fioffnungen auf eine spürbare Konjunl^turbelebung und eine deutliche Senkung der Arbeitslosen
zahlen haben sich bisher nicht erfüllt. Sollte die Bundesregierung weitere konjunkturbelebende 
IVlaßnahmen ergreifen? Und wie sollten diese aussehen?

Rudolf Henschel

Staatsausgabenerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen

Der wirtschaftliche Auf
schwung kommt nicht von 

allein, aber die W iederherstel
lung der Vollbeschäftigung ist 
auch mit einer staatlichen 
Wachstumsförderung allein nicht 
zu gewährleisten. iVlit Ausnahme 
des kurzen Aufschwungs 1976 
blieben die realen Wachstums
raten unserer Volkswirtschaft 
seit fünf Jahren regelmäßig hin
ter den Jahresprognosen der 
Wirtschaftsexperten und den 
Projektionen der Regierung zu
rück. Auch in diesem Jahr wird 
das bereits mäßige Wachstums
ziel von 3,5%  mit größter Wahr
scheinlichkeit nicht erreicht wer
den. Wieder wird der Produkti
vitätsanstieg größer ausfallen 
als das Produktionswachstum, 
und wieder werden dadurch Ar
beitsplätze vernichtet, so daß 
die Zahl der Arbeitslosen weiter 
ansteigen dürfte.

Gemessen am Vollbeschäfti
gungsziel wird das w irtschaftli

che Wachstum wieder unterpro
portional verlaufen, obwohl in 
den letzten dreieinhalb Jahren 
mehr Konjunkturprogramme auf
gelegt und mehr öffentliche,M it
tel zur zusätzlichen Investitions
und Verbrauchsförderung aus
gegeben wurden als in den 20 
Jahren davor. Kein Trost ist es 
dabei, daß diese Wachstums
krise weltweit ist, und es kann 
auch kein Zweifel darüber be
stehen, daß neue politische Ak
tivitäten notwendig sind. Bevor 
aber neue Mittel nutzlos ver
ausgabt werden, sollten die Ur
sachen dieser Wachstums- und 
Beschäftigungskrise sachlicher 
und vorurteilsfreier geprüft wer
den, als dies bisher geschah. 
Dabei wäre vor allem zu prüfen, 
was von den beiden in der Öf
fentlichkeit am meisten disku
tierten Krisenerklärungen und 
den darauf aufbauenden Thera
pievorschlägen zu halten ist.

□  Die einen halten die Lohn
kosten für zu hoch und sehen in

niedrigeren Lohnsteigerungen 
die Lösung aller Probleme.

□  Die anderen halten die Nach
frage für zu gering und sehen 
die Aufgabe der Wirtschaftspoli
tik  in einer Steigerung der Nach
frage.

Fürdie Beschränkung der Nach
frage können aber wiederum 
sehr unterschiedliche Gründe 
genannt werden, die unter
schiedliche Lösungen erfordern.

□  Einige kehren das Kosten
argument um und sehen die 
Nachfragelücke ausschließlich in 
zu niedrigen Löhnen. Nach die
ser Erklärung wären überdurch
schnittlich hohe Lohnsteigerun
gen die letzte Rettung.

□  Andere sehen die Ursache in 
der zu starken Konjunkturbrem
sung der Jahre 1973/74, der zu 
zögernden Ankurbelung und der 
zu restriktiven Haushaltspolitik 
im Jahre 1977. Diese Erklärung 
legt den Schluß nahe, das Heil
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in weiteren Konjunkturprogram
men zu suchen.

□  Eine dritte Gruppe sieht die 
wichtigste Ursache in gleichzei
tig weltweit aufgetretenen Struk
turwandlungen. Diese Erklärung 
würde allerdings bedeuten, daß 
w ir uns sehr viel konkreter mit 
den einzelnen Fehlentwicklungen 
auseinandersetzen und auf Pa
tentlösungen verzichten müssen.

Wer nicht ideologisch festge
legt ist, wird zugeben, daß rein 
theoretisch alle vier Erklärungs
ansätze möglich sein können. 
Das neoklassische Erklärungs
modell (überhöhte Lohnkosten), 
das von der Mehrheit des Sach
verständigenrats vertreten wird, 
ist in sich genauso logisch wie 
das Gegenstück (Unterkonsum
tion) seiner marxistischen Kriti
ker. Beide Erklärungen lassen 
sich im übrigen auch mit dem 
dritten Konzept neuer Konjunk
turankurbelungen verbinden, nur 
die Instrumente der Konjunktur
ankurbelung sähen verschieden 
aus. Im ersten Fall Steuersen
kung zugunsten der Investoren, 
im zweiten Fall zugunsten der 
Konsumenten. Beide vertei
lungspolitischen Erklärungen ha
ben nur den einen Fehler, daß 
sie auf die Realität unserer Ent
wicklungsstörungen nicht zu
treffen.

Theorieakrobatik

Trotz des einzelwirtschaftli
chen Kostendrucks sprechen 
sehr gewichtige Indizien gegen 
eine überhöhte Lohnsteigerung. 
Die privaten Gewinnentnahmen 
waren, bezogen auf die einzel
nen Haushaltungen, in den letz
ten Jahren nicht schwächer ge
stiegen als die verfügbaren 
Haushaltseinkommen der Ar
beitnehmer. Gleichzeitig sind die 
den privaten Unternehmungen 
insgesamt zur Verfügung ste
henden Finanzierungsmittel seit 
Jahren größer als der inländi
sche Investitionsbedarf. Die 
Lohnsteigerungen waren in der 
Bundesrepublik gemessen in 
der jeweiligen Landeswährung,

276

in der der Lebensbedarf bezahlt 
werden muß, seit Jahren niedri
ger als im Ausland. Seit über 
zwei Jahrzehnten weist die Bun
desrepublik ein stetig steigen
des Importdefizit auf. Seit Frei
gabe der Wechselkurse steigt 
der DM-Wert im internationalen 
Währungsverband kontinuierlich 
an. Wer trotz dieser Fakten 
überhöhte Löhne nachweisen 
will, muß schon eine ausgefalle
ne Theorieakrobatik betreiben.

Trotz der unausgelasteten 
Produktionskapazitäten spricht 
aber umgekehrt auch das Ver
hältnis der Unterauslastung im 
Konsum- und Investitionsgüter
sektor, die Entwicklung der 
Sparquote aus Masseneinkom
men und die Veränderung der 
Verbrauchsstruktur in Richtung 
eines ständig steigenden An
teils qualitativ hochwertiger 
Massengüter nicht für eine all
gemeine Unterkonsumtion. 
Trotz der unterdurchschnittli
chen Steigerung der nominalen 
Lohnsätze ist die Kaufkraft der 
Arbeitseinkommen in der Bun
desrepublik im internationalen 
Vergleich überdurchschnittlich 
gestiegen. Die Begleitumstände 
der deutschen Wachstumskrise 
sprechen weder dafür, daß die 
Lohnpolitik der deutschen Ge
werkschaften die deutsche Wirt-

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs;
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Schaft überfordert hat, noch daß 
sie so schlecht war, daß es zu 
einer krisenverursachenden Un
terkonsumtion gekommen ist. 
Der verteilungspolitische Ansatz 
der Krisenerklärung eignet sich 
zwar bestens für ideologische 
Glaubenskämpfe, nicht aber für 
die Erklärung unserer gegen
wärtigen Beschäftigungskrise. 
Auch die Tatsache, daß viele 
Wissenschaftler der einen oder 
anderen Erklärung zuneigen, ist 
so wenig ein Beweis für die 
Richtigkeit dieser Auffassung 
wie der Glaube abendländischer 
Gelehrter im Mittelalter, daß 
Seuchen und Krankheiten mit 
Teufelsspuk und Hexerei zu er
klären wären.

Entwicklungsdifferenzen

Unbestreitbar ist infolge der 
mehrfach falsch prognostizierten 
weltwirtschaftlichen Entwicklung 
auch in unserer Konjunktursteu- 
erung einiges schief gelaufen. 
Die Konjunkturausschwünge sind 
seit Jahren nach unten ausge
prägter als nach oben. Mit kei
nem konjunkturellen Fehlverhal- 
ten kann aber der Tatbestand 
erklärt werden, daß seit über 20 
Jahren und damit über mehrere 
Konjunkturzyklen hinweg in fast 
allen entwickelten Industriestaa
ten der Anstieg der Arbeitspro
duktivität über der Zuwachsrate 
der von der Nachfrage stimulier
ten W irtschaftsproduktion liegt.

Besonders eindeutig ist diese 
Scherenbildung in der Bundes
republik. Bei uns stieg nach 
Ausschaltung der kurzfristigen 
konjunkturellen Einflüsse im 5- 
Jahres-Durchschnitt die Arbeits
produktivität je  Beschäftigten- 
stunde in der Industrie in den 
Jahren 1960 bis 1964 um 0,2%, 
in den Jahren 1965 bis 1969 um 
1,2% und in den Jahren 1970 bis 
1974 um 2 %  pro Jahr stärker 
als die industrielle Produktion 
(vgl. Tabelle). Eine ganz ähnli
che, wenn auch nicht ganz so 
kontinuierliche Entwicklung ist 
für die Gesamtwirtschaft festzu
stellen. Kompensiert wurde die
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ser Prozeß Anfang der 60er Jah
re durch überdurchschnittlich 
große Arbeitszeitverkürzungen, 
die zeitweilig über 2 “/o pro Jahr 
betrugen. In der zweiten Hälfte 
der 60er Jahre erfolgte die Kom
pensation durch die demografi
sche Entwicklung, indem mehr 
ältere Arbeitnehmer aus dem 
Arbeitsprozeß ausschieden, als 
jüngere hinzukamen. Diese Ent
wicklung war Anfang der 70er 
Jahre abgeschlossen und kehrt 
sich in den nächsten Jahren um.

Diese Entwicklungsdifferenz 
zwischen Produktivität und Pro
duktionswachstum ist weder aus 
der neoklassischen Wachstums- 
noch aus der marxistischen Kri
sentheorie abzuleiten, sie läßt 
sich aber aus einer Anzahl 
struktureller Wandlungen erklä
ren. Diese Wandlungen betref
fen sowohl Veränderungen der 
Wettbewerbsstruktur als auch 
der nationalen und internationa
len Angebots- und Nachfrage
struktur wie auch neuartige 
Technologien. Diese Deutung 
unserer Wachstumskrise würde 
sowohl die Entwicklung nach 
1967/68 wie auch die geringe 
Wirksamkeit der bisherigen 
Konjunkturhilfen erklären.

Ist diese Deutung aber richtig, 
so würden sich auch weitere 
Konjunkturspritzen in Form von 
Steuersenkungen zur Investi
tions- oder Nachfrageanreizung 
als wirkungslose Verschleude
rung öffentlicher Mittel erweisen.

Mit solchen Maßnahmen könnte 
man einen Staat finanziell aus- 
bluten lassen und eine ungelieb
te Regierung zum Abdanken 
zwingen, aber man kann nicht 
erwarten, daß dadurch das W irt
schaftswachstum längerfristig be
schleunigt oder gar die Zahl der 
Arbeitslosen vermindert wird. 
Wenn derartige Steuergeschen
ke aber auch noch zur Förde
rung des Kapitalexports miß
braucht werden, dürften die zu
nehmenden sozialen Spannun
gen den wirtschaftlichen Nieder
gang noch beschleunigen.

Strukturivandlungskomplexe

Die Erklärung der Wachstums
krise durch Strukturwandlungen 
bezieht sich nicht auf die vielfäl
tigen Wandlungen der Ver
brauchsstruktur im Gefolge stei
genden Wohlstands; sie kön
nen durch eine am Markt orien
tierte Wirtschaft relativ gut be
wältig t werden. Weniger leicht 
zu bewältigen sind dagegen 
Wandlungen der Wettbewerbs
struktur, wie sie durch die fort
schreitende Konzentration be
dingt sind. Die damit verbunde
ne Teilmonopolisierung bewirkt 
Änderungen In der Ertragsstruk
tur zwischen den monopolisier
ten und nichtmonopollsierten 
Bereichen der Wirtschaft, die 
der Staat wiederum durch preis
erhöhende Marktordnungen zu
gunsten der Landwirtschaft oder 
des „notleidend“ gewordenen 
Mittelstands korrigiert. Werden

Tabelle
Die Entwicklung des Arbeitsvolumens in der Bundesrepublik

(gemessen an der jährlichen Differenz zwischen Produl<tions- und Produktivitätswachstum 
im 5jährigen Durchschnitt)

Gesamtwirtschaft 1950/54 1955/59 1960/64 1965/69 1970/74

Stundenproduktivität +  7,0 +  5,9 +  5,7 +  5,4 +  4,1
Bruttosozialprodukt +  8,7 +  6,4 +  5,2 +  4,2 +  3,6

Arbeitsvolumen +  1,7 +  0,5 -  0,5 -  1,2 -  0,5
Industrie
Stundenproduktivität +  4,8 +  5,6 +  6,2 +  6,1 +  5,5
Industrieproduktion +  10,2 +  7,2 +  6,0 +  4,9 +  3,5

Arbeitsvolumen +  5,4 +  1,6 -  0,2 -  1,2 -  2,0

Q u e l l e :  Nach W. G l a s t e t t e r :  Die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland im Zeitraum 1950 bis 1975, Berlin, Heidelberg 1977.

diese Preiserhöhungen dann 
noch durch allgemeine Nachfra
gebeschränkungen bekämpft, so 
ist Arbeitslosigkeit unvermeid
lich.

Kaum zu bewältigen sind 
grundlegende Änderungen der 
internationalen Angebotsstruk
tur, die sich aus konkurrieren
den Produktionskapazitäten in 
Entwicklungsländern ergeben, 
die w ir selbst fördern. Ähnliches 
g ilt für Änderungen der interna
tionalen Nachfragestruktur, 
wenn aufgrund unserer Import
defizite die Devisenknappheit 
andere Länder zu Einfuhrbe
schränkungen zwingt. Mit den 
Mitteln der traditionellen Ein
kommenspolitik sind auch Nach
frageschwächen nicht zu be
kämpfen, die sich daraus erge
ben, daß auf einzelnen Märkten 
die Ersatzanschaffungen einen 
immer größeren Anteil am Ge- 
samtabsatz ausmachen, da die
se weit weniger als Neuanschaf
fungen durch Einkommensent
wicklungen bestimmt werden.

Ein dritter Strukturkomplex 
beruht auf einer grundsätzlichen 
Änderung der Bedarfsrichtung 
im Verlauf der allgemeinen 
Wohlstandssteigerung. Mit Ihr 
erhöht sich der Bedarf an Frei
zeitansprüchen, an Umwelt- und 
Siedlungspolitik sowie an öf
fentlichen Dienstleistungen, die 
nicht über den Markt angebo
ten werden, aber bei der gege
benen Einkommensverteilung 
zwischen dem privaten und öf
fentlichen Sektor auch nicht vom 
Staat in ausreichendem Umfang 
finanziert werden können.

Ein weiterer Strukturkomptex 
ergibt sich aus der technologi
schen Entwicklung, die in immer 
stärkerem Umfang Immer spezi
ellere Ansprüche an die beruf
liche Qualifikation und Lei
stungsfähigkeit stellt. Unter der 
Grundbedingung, daß technolo
gisch bedingte Freisetzungen 
nur In einer bestimmten Relation 
zur Neubeschäftigung durch neue 
Arbeitsplätze und berufliche 
Umschulung erfolgen können,
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wird die jährliche Wachstums
rate auch durch das Maß 
an sozialer Flexibilität bestimmt 
und begrenzt: dabei kann sich 
dieses „Wachstumsgleichge
w icht“ sowohl bei hoher wie bei 
niedriger Arbeitslosigkeit ein
stellen.

Strategien

Wenn diese strukturellen Er
klärungen richtig sind -  und 
viele empirischen Fakten spre
chen für sie —, so bleiben als 
Therapie nur zwei unmittelbare 
und eine mittelbare Strategie 
übrig;

□  Soviel zusätzliches Wachs
tum durch Verstärkung der öf
fentlichen Infrastrukturinvestitio
nen in Verbindung mit dem Aus
bau erwünschter öffentlicher 
Dienstleistungen zu erzeugen, wie 
im Rahmen der gegebenen Fi
nanzierungsmöglichkeiten mög
lich ist.

□  Soviel jährliche Arbeitszeit
verkürzung durchzusetzen, wie 
zum Ausgleich der verbleiben
den Differenz zwischen w irt
schaftlichem Wachstum und 
durchschnittlichem Produktivi
tätsanstieg notwendig ist, um 
Vollbeschäftigung wiederherzu
stellen und langfristig zu si
chern.

□  Technologische Entwicklun
gen und ihre staatliche Förde
rung in ein Konzept humanitärer 
Grundregeln einzubinden, die 
eine soziale Beherrschung die
ser Entwicklung garantieren, so 
daß jeder Arbeitnehmer weiß, 
daß ihm im Rahmen zumutbarer 
Veränderungen keine Ver
schlechterungen seines sozialen 
Standards drohen und daß auch 
er an der vom technologischen 
Fortschritt getragenen Wohl
standsvermehrung teilhat.

Der Widerstand gegen eine 
Wachstumspolitik, die auf einer 
Ausweitung der öffentlichen 
Ausgaben und nicht auf privaten 
Steueranreizen beruht, könnte 
mit ungenügender Einsicht in 
die Ursachen unserer Wachs

tumskrise erklärt werden. Glei
ches g ilt sicherlich für die Ab
lehnung der von den Gewerk
schaften geforderten Struktur
politik, von der auch die Ge
werkschaften wissen, daß sie 
kurzfristig nur über den Ausbau 
des öffentlichen Strukturbeitrags 
zur Mehrbeschäftigung beitra
gen kann, deren längerfristige 
Perspektiven aber sicherlich für 
das Wachstum von morgen ent
scheidend sein werden.

Der Widerstand gegen weitere 
Arbeitszeitverkürzungen kann 
aber angesichts der wirtschaft
lichen Entwicklungsbedingungen 
nur als ein politisch begründe
tes Nein zum Abbau der Arbeits
losigkeit verstanden werden. 
Das in diesem Zusammenhang 
strapazierte Kostenargument ist 
völlig aus der Luft gegriffen, 
denn niemand kann bestreiten, 
daß die Gewerkschaften ihr Ge
samtpaket an Lohnsteigerungs
und Arbeitszeitverkürzungsfor
derungen, das auch den vollen 
Lohnausgleich einschließt, stets 
an den gesamtwirtschaftlichen 
Möglichkeiten orientiert haben. 
Daß diese ökonomischen Mög
lichkeiten unter Einschluß der 
verteilungspolitischen Ziele von 
Arbeitnehmern anders bewertet 
werden als von Unternehmern, 
gehört zum Selbstverständnis 
unserer Gesellschaftsordnung. 
Ebenso muß das unbedingte 
Nein gegenüber dem geforder
ten Lohnausgleich, der allein ge
währleistet, daß die auf Stun
denbasis entlohnten Arbeiter bei 
einer Arbeitszeitverkürzung 
nicht schlechter gestellt werden 
als Angestellte und Beamte, als 
ein Versuch zur Schaffung min
derprivilegierter Gruppen ver
standen werden.

Gefahren

Arbeitszeitverkürzung und tech
nologische Beherrschung er
scheinen vielleicht nicht als Ele
mente einer Wachstumspolitik, 
trotzdem sind auch sie nicht nur 
unabdingbare Maßnahmen zur 
Wiederherstellung der Vollbe

schäftigung, sondern auch wich
tige Voraussetzungen für das 
künftige Wirtschaftswachstum. 
Führen technologische Entwick
lungen zu sozialem Abstieg oder 
zu Entlassungen, denen auf dem 
Arbeitsmarkt keine gleichwerti
gen Angebote gegenüberstehen, 
so werden die betroffenen und 
sich bedroht fühlenden Arbeit
nehmer diese technischen 
Wandlungen mit Gewalt anhal- 
ten und ein politisches System, 
das derartige Wandlungen dul
det oder sogar bejaht, politisch 
verneinen. Die übliche Entpoliti
sierung ökonomischer Betrach
tungsweisen hilft uns hier so
wenig weiter wie das Argument, 
daß die Arbeitnehmer m it ihren 
Lohn- und Gehaltsforderungen 
den Rationalisierungsprozeß 
und damit die technische Ent
wicklung selbst verursachen. 
Diese späte „Ehrenrettung“ der 
expansiven Lohntheorie von 
Viktor Agartz macht das Argu
ment nicht richtiger.

Wer betriebliche Erfahrung 
hat, weiß, daß der Wettbewerb 
jedes im Markt stehende Unter
nehmen zwingt, jederzeit die 
modernsten Technologien mit 
den arbeitssparendsten Metho
den anzuwenden. Lohnsteige
rungen und Arbeitszeitverkür
zungen hätten dann nur einen 
Einfluß auf das Tempo dieser 
Rationalisierung, wenn sie den 
Wettbewerb am Markt unmittel
bar verschärfen. Dies wäre aller
dings eine neuartige Variante 
der Wettbewerbstheorie, denn 
sie würde unterstellen, daß der 
Wettbewerb in unserer W irt
schaft erst durch den lohnpoliti
schen Druck der Gewerkschaf
ten zustande käme. Tatsächlich 
wird aber bei dieser Diskussion 
der entscheidende Wettbewerbs
druck, der von der Aufwertung 
der DM ausgeht, völlig unter
schlagen.

Die seit Jahren anhaltende 
Aufwertung der DM kann aber 
auf keinen Fall auf zu hohe Löh
ne oder auf zu hohe Kostenstei
gerungen in der Bundesrepublik
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zurückgeführt werden; hier ist 
eindeutig das Gegenteil der 
Fall. Damit stehen w ir dem Phä
nomen gegenüber, daß unter
durchschnittliche nationale Ko
stensteigerungen über ihre Wir
kung auf die internationale Spe
kulation auch Wettbewerbsge
fahren für die eigene Wirtschaft 
heraufbeschwören können. Eine 
weitere Anreizung der interna
tionalen Spekulation durch wei
terhin unterdurchschnittliche Ko
stensteigerungen dürfte dieses 
Problem jedenfalls nicht zugun
sten der deutschen Wirtschaft 
lösen.

Die verschiedenen strukturellen 
Ursachen der internationalen, 
seit Jahren anhaltenden Wachs
tumskrise lassen die Wieder
erreichung langfristig hoher 
Wachstumsraten um durch
schnittlich 5 bis 6%  pro Jahr 
unrealistisch erscheinen. Gegen
über einer ungesteuerten Ent
wicklung kann jedoch ein län
gerfristiger, wenn auch geringer 
Wachstumseffekt durch eine Er
höhung der öffentlichen Investi
tionen und des öffentlichen Lei
stungsangebots im Rahmen der 
langfristigen Finanzierungsmög
lichkeiten erreicht werden. Kein

längerfristiger Wachstumseffekt 
kann jedoch von neuen Steuer
senkungen erwartet werden. Die 
auch bei dieser Politik verblei
bende Differenz zwischen dem 
vom technischen Fortschritt be
stimmten Zuwachs der Arbeits
produktivität und dem von der 
Nachfrageentwickiung stimulier
ten Produktionswachstum muß 
durch eine anhaltende Senkung 
der Arbeitszeit ausgeglichen 
werden, wobei der Lohnaus
gleich nicht bedeutet, daß damit 
unzumutbare Kostensteigerun
gen auf die Wirtschaft zukom
men.

Ernst-Gerhard Erdmann

Verbesserung der investitionspolitischen Rahmendaten

Seit nunmehr vier Jahren ist 
die wirtschaftliche Situation 

in der Bundesrepublik Deutsch
land durch Wachstumsschwäche 
und hohe Arbeitslosigkeit ge
kennzeichnet. An dieser unbe
friedigenden Konstellation wird 
sich auch in den nächsten Mo
naten nichts Grundlegendes 
ändern.

Noch zu Beginn des Jahres 
war die Bundesregierung in 
ihrem Jahreswirtschaftsbericht 
von der Annahme ausgegangen, 
daß die bereits im Vorjahr be
schlossenen Steuer- und haus
haltspolitischen Maßnahmen der 
1977 ins Stocken geratenen ge
samtwirtschaftlichen Entwick
lung neue Anstöße verleihen 
werden. Aufgrund dessen werde 
es -  so die Hoffnung der Regie
rung -  im weiteren Verlauf des 
Jahres zu einer Selbstverstär
kung der konjunkturellen Auf
triebskräfte kommen, so daß die 
Regierung meinte, ein reales 
Wirtschaftswachstum von rund

3V2 % im Jahresdurchschnitt als 
Zielgröße anvisieren zu können. 
Die ungünstige Entwicklung des 
Auftragseingangs und der Pro
duktion im verarbeitenden Ge
werbe während der ersten drei 
Monate hat dieser Hoffnung in
zwischen den Boden entzogen.

Die jüngsten Prognosen, ins
besondere die der wirtschafts
wissenschaftlichen Forschungs
institute von Ende April, sind in 
der Einschätzung der diesjähri
gen Wachstums- und Beschäfti
gungsaussichten sehr viel zu
rückhaltender als die der Bundes
regierung und rechnen für den 
Jahresdurchschnitt nur noch mit 
einem Wirtschaftswachstum von 
2V2"/o. Aber selbst wenn auch 
im Augenblick einige nicht zu
letzt saisonale Bedingungen das 
Konjunkturbild ein wenig freund
licher erkennen lassen als noch 
im ersten Quartal dieses Jahres, 
wird sich die prognostizierte 
Wachstumsrate des realen So
zialprodukts nur dann realisie

ren lassen, wenn sich in den fol
genden Vierteljahren das 
Wachstumstempo erheblich be
schleunigt.

Kontroverse Diskussion

Diese wenig erfreulichen 
Wachstums- und Arbeitsmarkt
perspektiven haben — wen ver
mag es zu überraschen — in der 
Öffentlichkeit erneut eine hitzige 
und kontroverse Diskussion 
über das Ob und Wie zusätzli
cher konjunkturpolitischer Sti- 
mulantien entfacht. So verständ
lich diese Diskussion auch ist, 
so stellt doch die Tatsache, daß 
bereits wenige Monate nach 
dem Inkrafttreten der vielfältigen 
Steuerentlastungen die Politiker 
erneut über konjunkturstützen
de Maßnahmen diskutieren, 
nicht gerade ein Zeugnis von 
Stetigkeit dar. Gerade die letz
ten Jahre haben doch gezeigt, 
wie wichtig ein stetiger Kurs für 
die den Konjunkturverlauf mit
bestimmenden psychologischen
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Aspekte ist. Um so problemati- 
sciier ist es, daß es die Bundes
regierung in der gegenwärtigen 
Diskussion bisher verabsäumt 
tiat, eine klare und eindeutige 
Position zu bezieiien. Die Erfah
rung hat immer wieder gelehrt, 
daß Konjunkturpolitik nur dann 
den gewünschten Erfolg ver
spricht, wenn sie widerspruchs
frei und konsequent verfolgt 
wird.

Gerade hieran läßt es jedoch 
die Regierung im Augenblick 
fehlen. Anstatt übereinstimmend 
und zweifelsfrei zu erklären, ob 
und wenn ja, welche konjunktur
politischen Maßnahmen sie zu 
ergreifen gedenkt, sind einander 
widersprechende Äußerungen 
an der Tagesordnung. Berück
sichtigt man überdies noch die 
Verlautbarungen führender W irt
schaftspolitiker der Regierungs
koalition, dann wird das Bild 
noch verwirrender. Wie verträgt 
es sich eigentlich, wenn die glei
chen Politiker, die noch vor we
nigen Monaten die beschlossene 
Steuerentlastung als die einzig 
sinnvolle Maßnahme zur Kon
junkturstützung gepriesen ha
ben, heute jede Steuersenkung 
als konjunkturpolitisch völlig un
geeignet ablehnen? Was soll 
man davon halten, wenn maß
gebliche Bundestagsabgeordne
te die Forschungsinstitute we
gen ihrer konjunkturpolitischen 
Empfehlungen scharf kritisieren 
und gleichzeitig das Gutachten 
von 120 linken „Wissenschaft
lern“ mit seinen geradezu ab
strusen Vorschlägen als eine 
„anregende und wohldurchdach
te A rbe it“ loben?

Kaum Mangel an Endnachfrage

Diese Zweifel an der Nützlich
keit der gegenwärtigen konjunk
turpolitischen Diskussion und 
an der Position, die die Regie
rung in dieser Diskussion ein
nimmt, dürfen aber nicht so ver
standen werden, als ob ich da
mit einer Politik des lalssez faire, 
laissez aller das Wort reden 
möchte. Die Wachstums- und be

schäftigungspolitischen Proble
me sind viel zu ernst, als daß es 
sich die W irtschaftspolitik lei
sten könnte, die Hände in den 
Schoß zu legen. Der Klärung be
darf allerdings die Frage, wel
che Maßnahmen ergriffen wer
den sollten, von welchen Maß
nahmen man sich also wirkliche 
stützende Effekte für das Wachs
tum und den Beschäftigungs
stand erhoffen kann. Um diese 
Frage sachgerecht beantworten 
zu können, g ilt es vorrangig 
nach den Gründen zu fragen, die 
bewirkt haben, daß der Wachs
tumsmotor in den letzten zwei 
Jahren trotz einer sehr aktiven 
Konjunkturpolitik nicht ange
sprungen ist, sondern unverän
dert vor sich hin stottert.

Tatsache ist, daß die Wachs
tumsschwäche unserer W irt
schaft -  sieht man einmal von 
den politisch kaum beeinfluß
baren außenwirtschaftlichen Pro
blemen ab -  in erster Linie 
in der Investitionsschwäche be
gründet liegt. Nur wenn die Un
ternehmen erheblich mehr in
vestieren und Arbeitsplätze 
schaffen, wird es zu der ge
wünschten Selbstverstärkung 
der Aufschwungkräfte und zu 
einem sichtbaren Abbau der Ar
beitslosigkeit kommen. Damit 
g ilt es, den Gründen für die an
haltende Investitionsschwäche 
nachzugehen.

Manche meinen, daß die zu 
geringen Absatzaussichten und 
die zu niedrige Kapazitätsaus
lastung die entscheidenden 
Gründe seien, die die Unterneh
men immer noch zur Investi
tionszurückhaltung veranlaßten. 
Ich kann mich dieser Auffassung 
nicht anschließen. Denn wenn 
es tatsächlich allein Nachfrage
mangel wäre, hätten dann die 
zahlreichen und viele Milliarden 
umfassenden Konjunkturpro
gramme, die von der Regierung 
und vom Gesetzgeber in den 
letzten Jahren zur Stärkung der 
Gesamtnachfrage eingeleitet 
worden sind, nicht eine wesent
lich größere Wirkung erzielen 
müssen? Auch die Tatsache,daß

die Gebrauchs- und die Kon
sumgüterindustrie ihre Kapazi
täten schon seit Ende 1976 weit
gehend normal haben auslasten 
können, während die Unteraus
lastung vorwiegend auf die In
vestitionsgüterproduzenten und 
auf die vorgelagerten Industrie
zweige beschränkt ist, scheint 
mir ein Indiz dafür zu sein, daß 
es weniger ein Mangel an End
nachfrage ist, der die Investi
tionsschwäche zur Folge hat.

Verschlechterte Rahmendaten

Die tiefere Ursache für die zu 
geringe Investitionstätigkeit der 
Unternehmen ist vielmehr in den 
noch immer unzureichenden 
Rahmenbedingungen zu suchen. 
In den Jahren bis 1975 hatten 
sich die Rahmendaten, von de
nen unternehmerische Investi
tionsentscheidungen einmal ab
hängen, gravierend verschlech
tert. So sind in diesen Jahren 
im Bereich der Steuern, des So
zial- und Arbeitsrechts sowie 
des Umweltschutzes viele neue 
Gesetze in Kraft getreten; sie 
haben die Unternehmen mit 
einer Fülle neuer Auflagen und 
Kosten konfrontiert. Manche die
ser Gesetze waren, für sich be
trachtet, sicherlich sinnvoll und 
lagen zum Teil sogar im Interes
se der W irtschaft se lbst Dies 
ändert aber nichts daran, daß 
die Summe dieser Kosten und 
Auflagen den Investitionsspiel
raum der Unternehmen einge
engt hat. Dies g ilt um so mehr, 
als die Mehrzahl dieser Gesetze 
in ihrer Perfektion zu einer Bü
rokratisierung geführt hat, die 
sich häufig als eine noch größe
re Hürde für die Durchführung 
neuer Investitionsvorhaben er
wies.

in der gleichen Zeit ist es den 
Gewerkschaften gelungen, Lohn
erhöhungen durchzusetzen, die 
— real gesehen — weit über den 
Produktivitätsfortschritt hinaus
gingen und eine in diesem Aus
maß noch nie gekannte Einkom
mensumverteilung zu Lasten der 
Gewinne zur Folge hatten. All
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dies hat dazu geführt, daß die 
investitionsrisiken spürbar zu
genommen haben, während 
gleichzeitig die Investitionsren
dite drastisch und in einer gan
zen Reihe von Jahren sogar un
ter den Zins für risikolose Kapi
talmarktanlagen abgesunken ist. 
Berücksichtigt man überdies 
noch, daß die Unternehmen in 
diesen Jahren die ö l-  und Roh
stoffverteuerung und die Auf
wertung der D-Mark aufgrund 
der Wechselkursfreigabe zu ver
kraften hatten, dann kann 
eigentlich die damals rückläufi
ge Investitionstätigkeit niemand 
verwundern.

Dringliche Steuerreform

Nach Überwindung der Rezes
sion im Jahre 1975 hat auch die 
Bundesregierung — mißt man 
sie an ihren eigenen Jahreswirt
schaftsberichten -  die Notwen
digkeit einer Verbesserung der 
investitionspolitischen Rahmen
bedingungen als Voraussetzung 
für einen sich selbst tragenden 
Investitionsaufschwung aner
kannt. Zumindest im Bereich der 
Steuerpolitik sind diesen Worten 
auch erste Taten gefolgt. 1976 
wurde der Verlustrücktrag ein
geführt, und im vorigen Jahr 
wurden neben der Entlastung 
bei der Einkommensteuer die 
erst 1974 erfolgte Erhöhung 
des Vermögensteuersatzes zum 
Teil wieder zurückgenommen 
sowie Erleichterungen bei der 
Gewerbesteuer und eine Ver
besserung der degressiven Ab
schreibung beschlossen.

Diese Steuerentlastungen wa
ren sicherlich — zumal sie, an
ders als bei der Investitionszu
lage aus dem Jahre 1975, nicht 
nur kurzfristig, sondern auf Dau
er gelten — positive Schritte; 
aber eben doch nur Schritte in 
die richtige Richtung. Das Pro
blem der zu ungünstigen Rah
menbedingungen fü r die W irt
schaft haben sie nicht zu lösen 
vermocht. Es ist deshalb not
wendig, daß auf diesem Wege 
weiter fortgeschritten wird. Eine

grundsätzliche Neuordnung der 
Gewerbesteuer, wie sie seit lan
gem auch von der Regierung 
zwar als erforderlich angesehen, 
aber leider bisher noch nicht in 
Angriff genommen worden ist, 
erscheint unter diesem Aspekt 
ebenso dringlich wie die Reform 
des Einkommensteuertarifs, bei 
der es in erster Linie um die Be
seitigung des Progressions
sprunges geht.

Flankierende Maßnahmen

Eine durchgreifende Verbesse
rung der investitionspolitischen 
Rahmendaten läßt sich aller
dings nicht allein auf steuer
lichem Wege erreichen, so wich
tig dieser Bereich auch ist. Un
umgänglich ist außerdem eine 
Bereinigung der Gesetze von 
den bürokratischen Investitions
hemmnissen. Die von der Regie
rung verfügte Überprüfung aller 
Gesetze auf solche Hemmnisse 
durch eine Kommission ist zwei
fellos begrüßenswert, für die un
ternehmerische Investitionspra
xis zählen jedoch allein Taten. 
Vor allem muß die Wirtschaft 
wissen, mit welchen Rahmenbe
dingungen sie m ittelfristig rech
nen kann. Das bedingt, daß die 
Regierung jetzt Entscheidungen 
fällt, mit denen der mittelfristige 
Kurs in der Energie- und Um
weltschutzpolitik ebenso wie in 
der Sozial- und Ausbildungspo
litik abgesteckt w ird; allein so 
lassen sich für die Unternehmen 
die auf sie zukommenden Inve
stitionsrisiken einigermaßen ver
läßlich abschätzen.

Aber nicht nur in diesen Berei
chen, sondern ganz generell ist 
Klarheit über den wirtschaftspo
litischen Kurs mehr denn je er
forderlich. Hier ist insbesondere 
die Ordnungspoiitik zu nennen. 
Das ständige Infragestellen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung 
und die jetzt selbst in die Re
gierung hineinreichende Diskus
sion über eine staatliche Investi
tionssteuerung im Rahmen einer 
sektoralen Strukturpolitik sind 
Fakten, die der unternehmeri
schen Investitionsneigung mit

Sicherheit nicht förderlich sind. 
Deshalb ist es notwendig, daß 
nicht nur der Bundeswirtschafts
minister, sondern die Regierung 
in ihrer Gänze den sich häufen
den Angriffen auf das marktwirt
schaftliche Prinzip schlechthin 
mit Entschiedenheit entgegen
tritt.

Ich bin mir wohl bewußt, daß 
sich eine solche umfassende 
Strategie zur Verbesserung der 
investitionspolitischen Rahmen
bedingungen, die von der Ord
nungspolitik über die Steuerpo
litik bis hin zu Energie- und Um
weltfragen reicht, nicht von heu
te auf morgen verwirklichen 
läßt. Aber bereits die Ankündi
gung einer solchen Strategie 
und ihre — wenn auch schritt
weise, so aber doch konsequen
te -  Durchführung wären ein 
Signal, das die Investitionsnei
gung der Unternehmen weit 
mehr stärken würde, als wenn 
man jetzt — wie dies in der ge
genwärtigen Diskussion um 
neue konjunkturpolitische Maß
nahmen immer häufiger zu hö
ren ist -  die öffentlichen Ausga
ben unter Inkaufnahme noch 
größerer Defizite ausweitet. Ich 
fürchte vielmehr, daß diese zu
sätzliche Staatsnachfrage ge
nauso versickern würde wie bei 
den zurückliegenden Konjunk
turprogrammen, ohne daß für 
die private Investitionstätigkeit 
etwas gewonnen wäre.

Eines allerdings darf nie außer 
acht gelassen werden: Jede
staatliche Aktivität, gleichgültig, 
wie sie nach Art und Dosierung 
zusammengesetzt sein mag, 
muß dann wirkungslos verpuf
fen, wenn die Lohnpolitik diese 
Stützungsmaßnahmen nicht flan
kierend unterstützt. Nur eine 
Lohnpolitik, die auch in den 
nächsten Jahren der Gewinn
erholung Raum läßt und den 
Faktor Arbeit nicht noch weiter 
gegenüber dem Faktor Kapital 
verteuert, bietet jenen Flanken
schutz, auf den jede Politik zur 
Wachstums- und Beschäfti
gungsförderung angewiesen ist.
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